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VBS Eidgendssische Departement flr Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
Sport

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

RP Rustungsprogramm

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

PA Programme d’armement
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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Militarorganisation

Kurz nach Bekanntwerden, dass Bundesrat Parmelin das BODLUV-Projekt sistiert hatte,
wollte die SiK des Nationalrates proaktiv Einfluss auf das Armeebudget nehmen und
mittels Motion sicherstellen, dass im Riistungsprogramm 2017 samtliche
Armeefinanzen fur die RuUstungsausgaben eingesetzt werden kénnen und keine
Restkredite entstehen. Weil BODLUV ursprunglich far das Rustungsprogramm 2017
vorgesehen gewesen war und folglich mit dessen zwischenzeitlichem Wegfall Gelder
frei geworden waren, wollte die Kommission erwirken, dass tatsachlich CHF 5 Mrd. fur
die Armee ausgegeben wirden und nicht etwa weniger. Dieser Meinung war auch die
Regierung, wie sie in ihrer Stellungnahme bekannt gab, jedoch empfahl sie die Motion
gleichwohl zur Ablehnung. Sie stellte jedoch auch bloss in Aussicht, dass die
RuUstungsplanung angepasst werde und flur den im RP 2017 berlcksichtigten Zeitraum
andere Projekte anvisiert wirden. Spezifische Projekte konnten damals vom Bundesrat
noch nicht benannt werden.

Kommissionssprecher Blichler (svp, SG) appellierte im Nationalrat an seine Kolleginnen
und Kollegen, dass die Armeefuhrung dringend Planungssicherheit brauche und dafur
ein Rustungsprogramm Uber CHF 700 Mio. nétig sei. Dies entsprach dem fiur BODLUV
vorgesehenen Betrag. Minderheitssprecher Flach (glp, AG) hielt nichts von diesem
Antrag und nannte ihn ,sicherheitspolitisch und finanzpolitisch verantwortungslos”. Es
gebe gar kein Beschaffungsprojekt mit diesem hohen Finanzbedarf, das bereits
beantragt werden kénne. Trotz Gegenwehr - auch des Verteidigungsministers - wurde
die Motion mit 126 zu 63 Stimmen angenommen. '

Die nationalratliche SiK wollte, dass der Sicherheitspolitische Bericht zukinftig durch
das VBS verfasst werde, und brachte ihre Forderung Mitte 2017 in einer
Kommissionsmotion zum Ausdruck. Die Kommission wollte dadurch eine
Kompetenzen-Neuregelung erzielen und ferner drei Vorgaben umgesetzt wissen: Der
Bericht durfe nicht langer als 20 DIN-A4 Seiten sein und musse verstandlich formuliert
werden, Sicherheitslicken mussten dargelegt und die noétigen Massnahmen zum
Schliessen der Licken aufgezeigt werden und drittens mussten im Bericht die
Einschatzungen der anderen Departemente transparent dargelegt werden, sofern sie
von denjenigen des Verteidigungsdepartementes abweichen wdirden. Eine
Kommissionsminderheit Flach (glp, AG) unterstltzte die Motion nicht und auch die
Regierung sprach sich gegen den Vorstoss aus. Bereits zu Beginn seiner Stellungnahme
bezog sich der Bundesrat auf die institutionelle Aufgabenverteilung: Als oberste
leitende und vollziehende Behdrde sei er es, der die Berichte zur Sicherheit zu
verfassen habe. Zwar liege die Federfihrung fur die Ausarbeitung dieser Berichte beim
VBS, die anderen Departemente seien jedoch auch einzubeziehen, weil die Instrumente
der Schweizer Sicherheitspolitik verschiedenen Departementen angegliedert seien.
Uberdies seien bei der letztmaligen Publikation des Sicherheitspolitischen Berichts
auch die Kantone in einer Vernehmlassung angehért worden. Zweifel brachte der
Bundesrat auch in puncto verfassungskonformer Umsetzung der Motion vor. Die
Umsetzung wirde eine Abkehr vom bis anhin Ublichen Verfahren bedeuten und auch
das Kollegialitatsprinzip im Bundesrat unterminieren.

Im Nationalrat war das Geschaft auf der Tagesordnung der Herbstsession 2017, wo es
unmittelbar nach dem Sicherheitspolitischen Bericht selbst behandelt wurde. Es war
Kommissionssprecher Salzmann (svp, BE), der die Debatte erdffnete und die
Kernanliegen der Motion noch einmal darlegte. Wichtig war der Kommission auch ein
kirzerer Erscheinungsrhythmus dieser Berichte. Etwa alle zwei Jahre kénnte ein
schlankerer Bericht erscheinen, der auch lediglich .Aktualisierungen” gegenlber der
vorangehenden Version auffihre und an tatsachlichen Problematiken orientiert sein
wilrde. Gegen kurzere Intervalle stellte sich die Kommissionsminderheit nicht, im
Gegenteil sei es angesichts der sich rasch verdndernden Sicherheitslage angezeigt,
solche Berichte etwas haufiger zu verfassen. Flach (glp, AG) stellte sich jedoch aus
grundsétzlicheren Uberlegungen gegen die Motion. Nicht nur teilte die Minderheit die
Ansicht des Bundesrates, dass der Bericht in dessen Kompetenz liege. Es seien auch
andere Punkte, denen die Motion zuwiderlaufe: Alleine schon die Begrenzung auf 20
Seiten halte er fur unangemessen, erklarte Flach - der letzte Bericht umfasste 125
Seiten. ,Sicherheit braucht vielleicht auch einmal etwas mehr Platz”, so Flach. Weiter
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nannte er die alleinige Herausgeberschaft durch das VBS eine stossende Forderung,
denn die Sicherheitspolitik ist an diversen Stellen angesiedelt; Sicherheit sei auch
Aussenpolitik, sei auch Wirtschaftspolitik. Ebenso &usserte sich im Namen der
Regierung Bundeskanzler Thurnherr, dessen Anwesenheit, respektive die Abwesenheit
eines Regierungsmitglieds, bei Thomas Hurter fir Stirnrunzeln sorgte. Des
Bundeskanzlers Ausfuhrungen fruchteten denn auch nicht und das Ratsplenum nahm
die Motion mit 98 zu 68 Stimmen an, vier Parlamentsmitglieder enthielten sich. ?

Ausriistung und Beschaffung

Pour en finir avec les votes récurrents sur les avions de combat, Hans Peter Portmann
(plr, ZH) souhaitait que le peuple décide si la Suisse doit avoir une police aérienne ou
une défense de I'espace aérien (Po. 18.3026). Le Conseil fédéral jugeait cette mesure
superflue, les bases |égales existantes étant suffisantes. Il a donc proposé de rejeter le
postulat qui fut par la suite retiré.

Beat Flach (pvl, AG), par le biais d'une motion (18.3046), avait demandé au Conseil
fédéral de soumettre au Parlement une décision de principe et de planification sur
|'acquisition de nouveaux avions de combat sous la forme d'un arrété fédéral sujet au
référendum. Le Conseil fédéral a préconisé le rejet de la motion, puisqu'il avait, le 9
mars 2018, choisi la voie d'un arrété de planification du Parlement pour régler la
question du renouvellement des moyens de protection de I|'espace aérien et
permettre au peuple de se prononcer a ce sujet. Le Conseil national I'a alors balayée
par 138 voix contre 46. L'arrété, chargeant le Conseil fédéral de l'acquisition de
nouveaux avions de combats et de systémes de défense sol-air de longue portée, pour
un volume financier de 8 milliards et des affaires compensatoires a hauteur de 100%, a
été soumis a consultation jusqu'au 22 septembre 2018. °

1) AB NR, 2016, S. 1060 f.
2) AB NR, 2017, 5. 1514 f.; BZ, NZZ, 22.9.17
3) BO CN, 2018, p. 821s; BO CN, 2018, p.822s; Medienmitteilung Bundesrat vom 23.05.2018; TG, 10.3.18; LT, Lib, 24.5.18
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